
Synopse zum BDSG – Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft

Bundesdatenschutzgesetz 
(aktuelle Fassung)

BDSG in der Fassung des Gesetz-
entwurfs der Bundesregierung

Begründung

BDSG § 4d Meldepflicht
(1) Verfahren automatisierter Verarbeitungen 
sind vor ihrer Inbetriebnahme von nicht-öf­
fentlichen verantwortlichen Stellen der zu­
ständigen Aufsichtsbehörde und von öffentli­
chen verantwortlichen Stellen des Bundes so­
wie von den Post- und Telekommunikations­
unternehmen dem Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz nach Maßgabe von § 4e zu 
melden.

BDSG § 4d Meldepflicht
unverändert

(2) Die Meldepflicht entfällt, wenn die 
verantwortliche Stelle einen Beauftragten für 
den Datenschutz bestellt hat.

unverändert

(3) Die Meldepflicht entfällt ferner, wenn die 
verantwortliche Stelle personenbezogene Da­
ten für eigene Zwecke erhebt, verarbeitet 
oder nutzt, hierbei höchstens vier Arbeit­
nehmer mit der Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung personenbezogener Daten beschäf­
tigt und entweder eine Einwilligung der Be­
troffenen vorliegt oder die Erhebung, Ver­
arbeitung oder Nutzung der Zweckbestim­
mung eines Vertragsverhältnisses oder ver­
tragsähnlichen Vertrauensverhältnisses mit 
den Betroffenen dient.

(3) Die Meldepflicht entfällt ferner, wenn die 
verantwortliche Stelle personenbezogene Da­
ten für eigene Zwecke erhebt, verarbeitet oder 
nutzt, hierbei höchstens neun Personen mit 
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener Daten beschäftigt und 
entweder eine Einwilligung der Betroffenen 
vorliegt oder die Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung der Zweckbestimmung eines Ver­
tragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Ver­
trauensverhältnisses mit den Betroffenen 
dient.

Die Änderung von § 4d Abs. 3 BDSG entlastet Unter­
nehmen, die höchstens neun Personen mit der Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
beschäftigen, von der Pflicht, Verfahren automatisierter 
Verarbeitungen bei der Datenschutz-Aufsichtsbehörde zu 
melden. Wie bisher setzt die Befreiung von dieser Pflicht 
weiter voraus, dass die verantwortliche Stelle personenbe­
zogene Daten für eigene Zwecke erhebt, verarbeitet oder 
nutzt und entweder eine Einwilligung der Betroffenen vor­
liegt oder die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der 
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder ver­
tragsähnlichen Vertrauensverhältnisses mit dem Betrof­
fenen dient. Die Änderung von § 4d Abs. 3 BDSG erfolgt 
parallel zu derjenigen von § 4f Abs. 1 Satz 4 BDSG. Sie 
ist geboten, weil Unternehmen, die durch die Änderung 
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von § 4f Abs. 1 Satz 4 BDSG von der Pflicht zur Bestel­
lung eines Beauftragten für den Datenschutz entlastet 
werden, anderenfalls nach § 4d Abs. 1 BDSG ihre Verfah­
ren automatisierter Verarbeitungen vor ihrer Inbetrieb­
nahme der zuständigen Aufsichtsbehörde melden müssten. 
Damit ginge ein bürokratischer Aufwand einher, der die 
durch die Änderung von § 4f Abs. 1 Satz 4 BDSG erreich­
te Entlastung zunichte machen würde.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht, wenn es 
sich um automatisierte Verarbeitungen 
handelt, in denen geschäftsmäßig personen­
bezogene Daten von der jeweiligen Stelle
1. zum Zweck der Übermittlung oder
2. zum Zweck der anonymisierten Übermitt­

lung
gespeichert werden.

unverändert

(5) Soweit automatisierte Verarbeitungen 
besondere Risiken für die Rechte und Frei­
heiten der Betroffenen aufweisen, unterliegen 
sie der Prüfung vor Beginn der Verarbeitung 
(Vorabkontrolle). Eine Vorabkontrolle ist 
insbesondere durchzuführen, wenn
1. besondere Arten personenbezogener Daten 

(§ 3 Abs. 9) verarbeitet werden oder
2. die Verarbeitung personenbezogener Daten 

dazu bestimmt ist, die Persönlichkeit des 
Betroffenen zu bewerten einschließlich sei­
ner Fähigkeiten, seiner Leistung oder sei­

unverändert
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nes Verhaltens, es sei denn, dass eine 
gesetzliche Verpflichtung oder eine Ein­
willigung des Betroffenen vorliegt oder die 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der 
Zweckbestimmung eines Vertragsverhält­
nisses oder vertragsähnlichen Vertrauens­
verhältnisses mit dem Betroffenen dient.

(6) Zuständig für die Vorabkontrolle ist der 
Beauftragte für den Datenschutz. Dieser 
nimmt die Vorabkontrolle nach Empfang der 
Übersicht nach § 4g Abs. 2 Satz 1 vor. Er hat 
sich in Zweifelsfällen an die Aufsichts­
behörde oder bei den Post- und Telekom­
munikationsunternehmen an den Bundesbe­
auftragten für den Datenschutz zu wenden.

unverändert

BDSG § 4e Inhalt der Meldepflicht unverändert

BDSG § 4f Beauftragter für den Daten­
schutz
(1) Öffentliche und nicht öffentliche Stellen, 
die personenbezogene Daten automatisiert 
erheben, verarbeiten oder nutzen, haben 
einen Beauftragten für den Datenschutz 
schriftlich zu bestellen. Nicht-öffentliche 
Stellen sind hierzu spätestens innerhalb eines 
Monats nach Aufnahme ihrer Tätigkeit ver­
pflichtet. Das Gleiche gilt, wenn personenbe­
zogene Daten auf andere Weise erhoben, ver­
arbeitet oder genutzt werden und damit in der 

BDSG § 4f Beauftragter für den Daten­
schutz
(1) Öffentliche und nicht öffentliche Stellen, 
die personenbezogene Daten automatisiert 
erheben, verarbeiten oder nutzen, haben einen 
Beauftragten für den Datenschutz schriftlich 
zu bestellen. Nicht-öffentliche Stellen sind 
hierzu spätestens innerhalb eines Monats nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit verpflichtet. Das 
Gleiche gilt, wenn personenbezogene Daten 
auf andere Weise erhoben, verarbeitet oder 
genutzt werden und damit in der Regel 

Die bisherige Formulierung „automatisiert erheben, ver­
arbeiten oder nutzen“ wird zur Klarstellung durch den in § 
3 Abs. 2 Satz 1 BDSG legal definierten Begriff „automa­
tisiert verarbeiten“ ersetzt. 
Die Änderung von § 4f Abs. 1 Satz 4 BDSG schafft eine 
Verpflichtung zur Bestellung eines Beauftragten für den 
Datenschutz für alle nicht-öffentlichen Stellen, die in der 
Regel mehr als neun Personen ständig mit der automa­
tisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäf­
tigen. Die Erhöhung der maßgeblichen Personenzahl von 
vier auf neun schafft einen sachgerechten Ausgleich im 
Spannungsverhältnis zwischen dem Ziel, kleinere Unter­
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Regel mindestens 20 Personen beschäftigt 
sind. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für nicht-
öffentliche Stellen, die höchstens vier Arbeit­
nehmer mit der Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung personenbezogener Daten beschäf­
tigen. Soweit aufgrund der Struktur einer öf­
fentlichen Stelle erforderlich, genügt die Be­
stellung eines Beauftragten für den Daten­
schutz für mehrere Bereiche. 

mindestens 20 Personen beschäftigt sind. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für die nicht-öf­
fentlichen Stellen, die in der Regel  
höchstens neun Personen ständig mit der 
automatisierten Verarbeitung personenbezo­
gener Daten beschäftigen. Soweit aufgrund 
der Struktur einer öffentlichen Stelle erforder­
lich, genügt die Bestellung eines Beauftragten 
für den Datenschutz für mehrere Bereiche. 

nehmen zu entlasten, und dem Erfordernis, personenbezo­
gene Daten zu schützen. Unternehmen, die weniger als 
zehn Personen mit der automatisierten Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten beschäftigen, wickeln in der Regel 
entweder ein im Hinblick auf den Datenschutz eher 
weniger belastendes Massengeschäft ab oder bedienen 
einen überschaubaren Kundenkreis. Eine Entlastungs­
wirkung kann auch für größere Unternehmen eintreten, 
wenn diese nur in geringem Umfang personenbezogene 
Daten verarbeiten.
Die Neufassung stellt darauf ab, wie viele Personen „in 
der Regel“ mit der automatisierten Verarbeitung personen­
bezogener Daten „ständig“ beschäftigt werden. Dadurch 
wird vermieden, dass Unternehmen nur deshalb einer 
anderen Kategorie zugeordnet werden, weil sie die maß­
gebliche Personengrenze für die Verpflichtung zur Bestel­
lung eines Beauftragten für den Datenschutz nur kurzzei­
tig überschreiten. Auch sind Personen, die nur gelegent­
lich, z. B. als Urlaubsvertretung, personenbezogene Daten 
automatisiert verarbeiten, nicht mitzuzählen.
Das Wort „Arbeitnehmer“ wird durch das Wort „Per­
sonen“ ersetzt, da aus datenschutzrechtlicher Sicht allein 
die Anzahl der mit der automatisierten Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten beschäftigten Personen – unabhän­
gig von ihrem arbeitsrechtlichen Status als Arbeitnehmer, 
freie Mitarbeiter oder Auszubildende – entscheidend ist.

Soweit nicht-öffentliche Stellen automa­
tisierte Verarbeitungen vornehmen, die einer 

Soweit nicht-öffentliche Stellen automa­
tisierte Verarbeitungen vornehmen, die einer 
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Vorabkontrolle unterliegen oder personenbe­
zogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der 
Übermittlung oder der anonymisierten Über­
mittlung erheben, verarbeiten oder nutzen, 
haben sie unabhängig von der Anzahl der 
Arbeitnehmer einen Beauftragten für den Da­
tenschutz zu bestellen.

Vorabkontrolle unterliegen, oder personenbe­
zogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der 
Übermittlung oder der anonymisierten Über­
mittlung automatisiert verarbeiten, haben sie 
unabhängig von der Anzahl der mit der 
automatisierten Verarbeitung beschäftigten 
Personen einen Beauftragten für den Daten­
schutz zu bestellen.

(2) Zum Beauftragten für den Datenschutz 
darf nur bestellt werden, wer die zur Erfül­
lung seiner Aufgaben erforderliche Fach­
kunde und Zuverlässigkeit besitzt. Mit dieser  
Aufgabe kann auch eine Person außerhalb 
der verantwortlichen Stelle betraut werden. 
Öffentliche Stellen können mit Zustimmung 
ihrer Aufsichtsbehörde einen Bediensteten 
aus einer anderen öffentlichen Stelle zum Be­
auftragten für den Datenschutz bestellen.

(2) Zum Beauftragten für den Datenschutz 
darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und 
Zuverlässigkeit besitzt. Das Maß der er­
forderlichen Fachkunde bestimmt sich ins­
besondere nach dem Umfang der Datenver­
arbeitung der verantwortlichen Stelle und 
dem Schutzbedarf der personenbezogenen 
Daten, die die verantwortliche Stelle erhebt  
oder verwendet. Zum Beauftragten für den 
Datenschutz kann auch eine Person 
außerhalb der verantwortlichen Stelle be­
stellt werden; die Kontrolle erstreckt sich 
auch auf personenbezogene Daten, die  
einem Berufs- oder besonderen Amtsge­
heimnis, insbesondere dem Steuergeheimnis  
nach § 30 der Abgabenordnung, unter­
liegen. Öffentliche Stellen können mit Zu­
stimmung ihrer Aufsichtsbehörde einen Be­
diensteten aus einer anderen öffentlichen 
Stelle zum Beauftragten für den Datenschutz 

Der neue § 4f Abs. 2 Satz 2 BDSG stellt - dem Rechtsge­
danken des § 9 Satz 2 BDSG folgend - klar, dass sich das 
Maß der erforderlichen Fachkunde des Beauftragten für 
den Datenschutz insbesondere nach dem Umfang der Da­
tenverarbeitung der verantwortlichen Stelle und dem 
Schutzbedarf der personenbezogenen Daten bestimmt, die 
die verantwortliche Stelle erhebt oder verwendet. Der Um­
fang der erforderlichen Fachkunde wird so konkretisiert 
und begrenzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf den 
vom Betrieb zu tragenden Schulungsaufwand für die zum 
Beauftragten für den Datenschutz zu bestellende Person.
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bestellen.

(3) Der Beauftragte für den Datenschutz ist 
dem Leiter der öffentlichen oder nicht-öffent­
lichen Stelle unmittelbar zu unterstellen. Er 
ist in Ausübung seiner Fachkunde auf dem 
Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. Er 
darf wegen der Erfüllung seiner Aufgaben 
nicht benachteiligt werden. Die Bestellung 
zum Beauftragten für den Datenschutz kann 
in entsprechender Anwendung von § 626 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, bei nicht-öffent­
lichen Stellen auch auf Verlangen der Auf­
sichtsbehörde, widerrufen werden.

unverändert

(4) Der Beauftragte für den Datenschutz ist 
zur Verschwiegenheit über die Identität des 
Betroffenen sowie über Umstände, die Rück­
schlüsse auf den Betroffenen zulassen, ver­
pflichtet, soweit er nicht davon durch den Be­
troffenen befreit wird.

unverändert

(4a) Soweit der Beauftragte für den Daten­
schutz bei seiner Tätigkeit Kenntnis von Da­
ten erhält, für die dem Leiter oder einer bei 
der öffentlichen oder nichtöffentlichen 
Stelle beschäftigten Person aus beruflichen 
Gründen ein Zeugnisverweigerungsrecht zu­
steht, steht dieses Recht auch dem Beauf­
tragten für den Datenschutz und dessen 
Hilfspersonal zu. Über die Ausübung dieses  

Der neue § 4f Abs. 4a BDSG schafft die Voraussetzungen 
dafür, dass Berufsgeheimnisträgern ermöglicht werden 
kann, eine Person außerhalb der verantwortlichen Stelle 
zum Beauftragten für den Datenschutz zu bestellen. Dem 
Beauftragten für den Datenschutz wird ein Zeugnisver­
weigerungsrecht im Hinblick auf Daten eingeräumt, die 
der beruflichen Geheimhaltungspflicht unterliegen. Glei­
ches gilt für sein Hilfspersonal. Darüber hinaus schafft die 
Vorschrift ein Beschlagnahmeverbot für Akten und 
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Rechtes entscheidet die Person, der das 
Zeugnisverweigerungsrecht aus
beruflichen Gründen zusteht, es sei denn,  
dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit  
nicht herbeigeführt werden kann. Soweit  
das Zeugnisverweigerungsrecht des Beauf­
tragten für den Datenschutz reicht, unter­
liegen seine Akten und andere Schriftstücke 
einem Beschlagnahmeverbot.

Schriftstücke des Beauftragten für den Datenschutz, das so 
weit reicht wie sein Zeugnisverweigerungsrecht. *)

(5) Die öffentlichen und nicht-öffentlichen 
Stellen haben den Beauftragten für den Da­
tenschutz bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
zu unterstützen und ihm insbesondere, soweit 
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforder­
lich ist, Hilfspersonal sowie Räume, Einrich­
tungen, Geräte und Mittel zur Verfügung zu 
stellen. Betroffene können sich jederzeit an 
den Beauftragten für den Datenschutz 
wenden. 

unverändert

BDSG § 4g Aufgaben des Beauftragten für 
den Datenschutz
(1) Der Beauftragte für den Datenschutz 
wirkt auf die Einhaltung dieses Gesetzes und 
anderer Vorschriften über den Datenschutz 
hin. Zu diesem Zweck kann sich der Beauf­
tragte für den Datenschutz in Zweifelsfällen 
an die für die Datenschutzkontrolle bei der 
verantwortlichen Stelle zuständige Behörde 

BDSG § 4g Aufgaben des Beauftragten für 
den Datenschutz
(1) Der Beauftragte für den Datenschutz wirkt 
auf die Einhaltung dieses Gesetzes und 
anderer Vorschriften über den Datenschutz 
hin. Zu diesem Zweck kann sich der Beauf­
tragte für den Datenschutz in Zweifelsfällen 
an die für die Datenschutzkontrolle bei der 
verantwortlichen Stelle zuständige Behörde 

Der neue § 4g Abs. 1 Satz 3 BDSG vollzieht die 
Änderung von § 38 Abs. 1 BDSG nach und stellt klar, 
dass der Beauftragte für den Datenschutz die Beratung der 
Datenschutz-
Aufsichtsbehörde in Anspruch nehmen kann.
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wenden. Er hat insbesondere
1. die ordnungsgemäße Anwendung der Da­

tenverarbeitungsprogramme, mit deren 
Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet 
werden sollen, zu überwachen; zu diesem 
Zweck ist er über Vorhaben der automa­
tisierten Verarbeitung personenbezogener 
Daten rechtzeitig zu unterrichten,

2. die bei der Verarbeitung personenbezo­
gener Daten tätigen Personen durch ge­
eignete Maßnahmen mit den Vorschriften 
dieses Gesetzes sowie anderen Vorschrif­
ten über den Datenschutz und mit den je­
weiligen besonderen Erfordernissen des 
Datenschutzes vertraut zu machen.

wenden. Er kann die Beratung nach § 38 
Abs. 1 Satz 2 in Anspruch nehmen. Er hat 
insbesondere
1. die ordnungsgemäße Anwendung der Da­

tenverarbeitungsprogramme, mit deren Hil­
fe personenbezogene Daten verarbeitet 
werden sollen, zu überwachen; zu diesem 
Zweck ist er über Vorhaben der automa­
tisierten Verarbeitung personenbezogener 
Daten rechtzeitig zu unterrichten,

2. die bei der Verarbeitung personenbezo­
gener Daten tätigen Personen durch ge­
eignete Maßnahmen mit den Vorschriften 
dieses Gesetzes sowie anderen Vorschriften 
über den Datenschutz und mit den jewei­
ligen besonderen Erfordernissen des Daten­
schutzes vertraut zu machen.

(2) Dem Beauftragten für den Datenschutz ist 
von der verantwortlichen Stelle eine Über­
sicht über die in § 4e Satz 1 genannten 
Angaben sowie über zugriffsberechtigte Per­
sonen zur Verfügung zu stellen. Im Fall des 
§ 4d Abs. 2 macht der Beauftragte für den 
Datenschutz die Angaben nach § 4e Satz 1 
Nr. 1 bis 8 auf Antrag jedermann in geeigne­
ter Weise verfügbar. Im Fall des § 4d Abs. 3 
gilt Satz 2 entsprechend für die verantwortli­
che Stelle.

(2) Dem Beauftragten für den Datenschutz ist 
von der verantwortlichen Stelle eine Über­
sicht über die in § 4e Satz 1 genannten 
Angaben sowie über zugriffsberechtigte Per­
sonen zur Verfügung zu stellen. Der Beauf­
tragte für den Datenschutz macht die 
Angaben nach § 4e Satz 1 Nr. 1 bis 8 auf An­
trag jedermann in geeigneter Weise verfügbar. 
(2a) Soweit bei einer nicht-öffentlichen 
Stelle keine Verpflichtung zur Bestellung 
eines Beauftragten für den Datenschutz be­

(Geändert durch Beratung im Bundestag)
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steht, hat der Leiter der nichtöffentlichen 
Stelle die Erfüllung der Aufgaben nach den 
Absätzen 1 und 1 in anderer Weise sicherzu­
stellen.

(3) Auf die in § 6 Abs. 2 Satz 4 genannten 
Behörden findet Absatz 2 Satz 2 keine 
Anwendung. Absatz 1 Satz 2 findet mit der 
Maßgabe Anwendung, dass der behördliche 
Beauftragte für den Datenschutz das 
Benehmen mit dem Behördenleiter herstellt; 
bei Unstimmigkeiten zwischen dem behördli­
chen Beauftragten für den Datenschutz und 
dem Behördenleiter entscheidet die oberste 
Bundesbehörde.

unverändert

BDSG § 38 Aufsichtsbehörde
(1) Die Aufsichtsbehörde kontrolliert die 
Ausführung dieses Gesetzes sowie anderer 
Vorschriften über den Datenschutz, soweit 
diese die automatisierte Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten oder die Verarbeitung 
oder Nutzung personenbezogener Daten in 
oder aus nicht automatisierten Dateien regeln 
einschließlich des Rechts der Mitgliedstaaten 
in den Fällen des § 1 Abs. 5. Die Aufsichts­
behörde darf die von ihr gespeicherten Daten 
nur für Zwecke der Aufsicht verarbeiten und 
nutzen; § 14 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, 6 und 7 gilt 
entsprechend. Insbesondere darf die Auf­

BDSG § 38 Aufsichtsbehörde
(1) Die Aufsichtsbehörde kontrolliert die Aus­
führung dieses Gesetzes sowie anderer Vor­
schriften über den Datenschutz, soweit diese 
die automatisierte Verarbeitung personenbe­
zogener Daten oder die Verarbeitung oder 
Nutzung personenbezogener Daten in oder 
aus nicht automatisierten Dateien regeln ein­
schließlich des Rechts der Mitgliedstaaten in 
den Fällen des § 1 Abs. 5. Sie berät und un­
terstützt die Beauftragten für den Daten­
schutz und die verantwortlichen Stellen mit  
Rücksicht auf deren typische Bedürfnisse.  
Die Aufsichtsbehörde darf die von ihr gespei­

Der neue § 38 Abs. 1 Satz 2 BDSG stellt klar, dass die 
Datenschutz-Aufsichtsbehörde die Beauftragten für den 
Datenschutz und die verantwortlichen Stellen mit Rück­
sicht auf deren typischen Bedürfnisse berät und unter­
stützt. Mit ihrem Einblick in sämtliche verantwortliche 
Stellen einer Branche kann die Aufsichtsbehörde typische 
Datenschutz-Probleme identifizieren und durch Beratung 
und Unterstützung präventiv und konstruktiv tätig werden. 
So beugt sie Datenschutzverstößen vor und leistet einen 
Beitrag zur Entlastung der verantwortlichen Stellen.
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Synopse zum BDSG – Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft

Bundesdatenschutzgesetz 
(aktuelle Fassung)

BDSG in der Fassung des Gesetz-
entwurfs der Bundesregierung

Begründung

sichtsbehörde zum Zweck der Aufsicht Daten 
an andere Aufsichtsbehörden übermitteln. Sie 
leistet den Aufsichtsbehörden anderer Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union auf Er­
suchen ergänzende Hilfe (Amtshilfe). Stellt 
die Aufsichtsbehörde einen Verstoß gegen 
dieses Gesetz oder andere Vorschriften über 
den Datenschutz fest, so ist sie befugt, die 
Betroffenen hierüber zu unterrichten, den 
Verstoß bei den für die Verfolgung oder Ahn­
dung zuständigen Stellen anzuzeigen sowie 
bei schwerwiegenden Verstößen die Gewer­
beaufsichtsbehörde zur Durchführung gewer­
berechtlicher Maßnahmen zu unterrichten. 
Sie veröffentlicht regelmäßig, spätestens alle 
zwei Jahre, einen Tätigkeitsbericht. § 21 Satz 
1 und § 23 Abs. 5 Satz 4 bis 7 gelten entspre­
chend.

cherten Daten nur für Zwecke der Aufsicht 
verarbeiten und nutzen; § 14 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3, 6 und 7 gilt entsprechend. Insbesondere 
darf die Aufsichtsbehörde zum Zweck der 
Aufsicht Daten an andere Aufsichtsbehörden 
übermitteln. Sie leistet den Aufsichtsbehörden 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union auf Ersuchen ergänzende Hilfe 
(Amtshilfe). Stellt die Aufsichtsbehörde einen 
Verstoß gegen dieses Gesetz oder andere Vor­
schriften über den Datenschutz fest, so ist sie 
befugt, die Betroffenen hierüber zu unterrich­
ten, den Verstoß bei den für die Verfolgung 
oder Ahndung zuständigen Stellen anzuzeigen 
sowie bei schwerwiegenden Verstößen die 
Gewerbeaufsichtsbehörde zur Durchführung 
gewerberechtlicher Maßnahmen zu unterrich­
ten. Sie veröffentlicht regelmäßig, spätestens 
alle zwei Jahre, einen Tätigkeitsbericht. § 21 
Satz 1 und § 23 Abs. 5 Satz 4 bis 7 gelten ent­
sprechend.

Das„Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft“ wurde in der vom Bundestag und Bundesrat 
verabschiedeten Fassung vom berücksichtigt. Es tritt nach der Verkündung in Kraft (voraussichtlich: Juli 2006)
*) In § 203  StGB wird ein Absatz 2a eingefügt: „(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt ein 

fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 genannten in dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut 
worden ist oder sonst bekannt geworden ist und von dem er bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis erlangt 
hat“ 

Eine Gewähr für die Richtigkeit der Angaben kann trotz sorgfältiger Kontrolle nicht übernommen werden.
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